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Geſetz-Sammlung 


für die f 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Xr. 19. —— 


(Nr. 9463.) Einkommenſteuergeſetz. Vom 24. Juni 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, für 
den Umfang derſelben, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande und der Inſel 
Helgoland, was folgt: 


I. Steuerpflicht. 


1. Subjektive Steuerpflicht. 
8. 1. 


Einkommenſteuerpflichtig ſind: 
1) die Preußiſchen Staatsangehörigen, mit Ausnahme derjenigen, 
a) welche, ohne in Preußen einen Wohnſitz (F. 1 Abſatz 2 des 


b) 


2 
— 


Geſ. Samml. 1891. 


Reichsgeſetzes wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung vom 
13. Mai 1870, Bundes-Geſetzbl. S. 119) zu haben, in einem 
anderen Bundesſtaate oder in einem Deutſchen Schutzgebiete 
wohnen oder ſich aufhalten; 

welche neben einem Wohnſitz in Preußen in einem anderen 
Bundesſtaate oder in einem Deutſchen Schutzgebiete ihren dienſt⸗ 
lichen Wohnſitz ($. 2 Abſatz 3 a. a. O.) haben; 

welche, ohne in Preußen einen Wohnſitz zu haben, ſeit mehr als 
zwei Jahren ſich im Auslande dauernd aufhalten. 

Auf Reichs⸗ und Staatsbeamte, welche im Auslande ihren 
dienſtlichen Wohnſitz haben und dort zu entſprechenden direkten 
Staatsſteuern nicht herangezogen werden, findet die Ausnahme 
unter © feine Anwendung; 
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2) diejenigen Angehörigen anderer Bundesſtaaten, 

a) welche, ohne in ihrem Heimathsſtaate einen Wohnſitz zu haben, 
in Preußen wohnen oder, ohne im Deutſchen Reiche einen 
Wohnſitz zu haben, ſich in Preußen aufhalten; 

b) welche in Preußen ihren dienſtlichen Wohnſitz (§. 2 Abſatz 3 
a. a. O.) haben; 

3) diejenigen Ausländer, welche in Preußen einen Wohnſitz haben, oder 
ſich daſelbſt des Erwerbes wegen oder länger als ein Jahr aufhalten; 

4) Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Berg— 
gewerkſchaften, welche in Preußen einen Sitz haben, ſowie diejenigen 
eingetragenen Genoſſenſchaften, deren Geſchäftsbetrieb über den Kreis 
ihrer Mitglieder hinausgeht; 

5) Konſumvereine mit offenem Laden, ſofern dieſelben die Rechte juriſtiſcher 
Perſonen haben. 

$. 2. 


Ohne Rückſicht auf Staatsangehörigkeit, Wohnſitz oder Aufenthalt unter- 
liegen der Einkommenſteuer alle Perſonen mit dem Einkommen 
a) aus den von der Preußiſchen Staatskaſſe gezahlten Beſoldungen, 
Penſionen und Wartegeldern; 
b) aus Preußiſchem Grundbeſitz und aus Preußiſchen Gewerbe- oder 
Handelsanlagen oder ſonſtigen gewerblichen Betriebsſtätten. 
Die Beſtimmung zu b findet auch auf Aktiengeſellſchaften, Kommandit— 
geſellſchaften auf Aktien, Berggewerkſchaften und die im §. 1 Nr. 4 und 5 be— 
zeichneten eingetragenen Genoſſenſchaften Anwendung. 


$. 3. 

Von der Einkommenſteuer ſind befreit: 

1) die Mitglieder des Königlichen Hauſes und des Hohenzollernſchen 
Fürſtenhauſes; 

2) die Mitglieder des vormaligen Hannoverſchen Königshauſes, des vor- 
maligen Kurheſſiſchen und des vormaligen Herzoglich Naſſauiſchen 
Fürſtenhauſes; 

3) die bei dem Kaiſer und Könige beglaubigten Vertreter fremder Mächte 
und die Bevollmächtigten anderer Bundesſtaaten zum Bundesrathe, 
die ihnen zugewieſenen Beamten, ſowie die in ihren und ihrer Beamten 
Dienſten ſtehenden Perſonen, ſoweit fie Ausländer find; 

4) diejenigen Perſonen, denen ſonſt nach völkerrechtlichen Grundſätzen 
oder nach beſonderen, mit anderen Staaten getroffenen Vereinbarungen 
ein Anſpruch auf Befreiung von der Einkommenſteuer zukommt. 

Die Befreiungen zu Nr. 3 und 4 erſtrecken ſich nicht auf das nach $. 2 

ſteuerpflichtige Einkommen und bleiben in denjenigen Fällen ausgeſchloſſen, in 
welchen in den betreffenden Staaten Gegenſeitigkeit nicht gewährt wird. 
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F. 4. 

Die Häupter und Mitglieder der Familien vormals unmittelbarer Deutſcher 
Reichsſtände, welchen das Recht der Befreiung von ordentlichen Perſonalſteuern 
zuſteht, werden zu der Einkommenſteuer von dem Zeitpunkte ab herangezogen, in 
welchem durch beſonderes Geſetz die Entſchädigung für die aufzuhebende Befreiung 
von der Einkommenſteuer geregelt ſein wird. 


2. Objektive Steuerpflicht. 


A. Allgemeine Grundſätze. 


§. 5. 
Die Steuerpflicht beginnt mit einem Einkommen von mehr als 900 Mark. 


$. 6. 
Von der Beſteuerung ſind ausgeſchloſſen: 


1) das Einkommen aus den in anderen Deutſchen Bundesſtaaten oder in 
einem Deutſchen Schutzgebiete belegenen Grundſtücken, den daſelbſt be— 
triebenen Gewerben, ſowie aus Beſoldungen, Penſionen und Warte: 
geldern, welche Deutſche Militärperſonen und Civilbeamte, ſowie deren 
Hinterbliebene aus der Kaſſe eines anderen Bundesſtaates beziehen 
(F. 4 des Geſetzes vom 13. Mai 1870, Bundes-Geſetzbl. S. 119), 

2) das Einkommen der nach F. 1 Nr. 3 ſteuerpflichtigen Ausländer aus 
ausländiſchem Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb, ſofern dieſelben nicht 
des Erwerbes wegen in Preußen einen Wohnſitz haben oder ſich 
daſelbſt aufhalten, 

3) das Militäreinkommen der Perſonen des Unteroffizier- und Gemeinen- 
ſtandes, ſowie während der Zugehörigkeit zu einem in der Kriegs⸗ 
formation befindlichen Theile des Heeres oder der Marine das Militär⸗ 
einkommen aller Angehörigen des aktiven Heeres und der aktiven 
Marine; 

4) der das perſönliche penſionsberechtigende Gehalt überſteigende Theil des 
dienſtlichen Einkommens derjenigen Staats- und Reichsbeamten und 
Offiziere, welche ihren dienſtlichen Wohnſitz im Auslande haben. So— 
fern dieſelben im Auslande zu entſprechenden direkten Staatsſteuern 
herangezogen werden, bleibt auch das perſönliche penſionsberechtigende 
Gehalt frei; 

5) die auf Grund geſetzlcher Vorſchrift den Kriegsinvaliden gewährten 
Penſionserhöhungen und Verſtümmelungszulagen, ſowie die mit 
Kriegsdekorationen verbundenen Ehrenſolde. 
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$: 7. 
Als Einkommen gelten die geſammten Jahreseinkünfte der Steuerpflichtigen 
in Geld und Geldeswerth aus: 

1) Kapitalvermögen, 

2) Grundvermögen, Pachtungen und Miethen, einſchließlich des Mieths⸗ 
werthes der Wohnung im eigenen Hauſe, 

3) Handel und Gewerbe einſchließlich des Bergbaues, 

4) Gewinn bringender Beſchäftigung, ſowie aus Rechten auf periodiſche 
Hebungen und Vortheile irgend welcher Art, ſoweit dieſe Einkünfte 
nicht ſchon unter Nr. 1 bis 3 begriffen ſind. 


18 
Außerordentliche Einnahmen aus Erbſchaften, Schenkungen, Lebensver⸗ 
ſicherungen, aus dem nicht gewerbsmäßig oder zu Spekulationszwecken unter⸗ 
nommenen Verkauf von Grundſtücken und ähnliche Erwerbungen gelten nicht als 
ſteuerpflichtiges Einkommen, ſondern als Vermehrung des Stammvermögens und 
kommen ebenſo wie Verminderungen des Stammvermögens nur inſofern in Be— 
tracht, als die Erträge des letzteren dadurch vermehrt oder vermindert werden. 


$. 9. 
1. Von dem Einkommen ($. 7) find in Abzug zu bringen: 


1) die zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung des Einkommens ver— 
wendeten Ausgaben, einſchließlich auch der unter den Kommunal- 
abgaben begriffenen Deichlaſten; 

2) die von den Steuerpflichtigen zu zahlenden Schuldenzinſen und Renten, 
ſoweit dieſelben nicht auf Einnahmequellen haften, welche bei der Ver— 
anlagung außer Betracht zu laſſen find (§. 6 Nr. 1 und 2). 

Erſtreckt ſich die Beſteuerung lediglich auf das im F. 2 bezeichnete 
Einkommen, ſo ſind nur die Zinſen ſolcher Schulden abzugsfähig, 
welche auf den inländiſchen Einkommensquellen haften oder für deren 
Erwerb aufgenommen ſind; 

3) die auf beſonderen Rechtstiteln beruhenden dauernden Laſten; 

4) die von dem Grundeigenthume, dem Bergbau und dem Gewerbebetriebe 
zu entrichtenden direkten Staatsſteuern, ſowie ſolche indirekte Abgaben, 
welche zu den Geſchäftsunkoſten zu rechnen find; 

5) die regelmäßigen jährlichen Abſetzungen für Abnutzung von Gebäuden, 
Maſchinen, Betriebsgeräthſchaften u. ſ. w., ſoweit ſolche nicht bereits 
unter den Betr. bsausgaben verrechnet find; 

6) die von den Steuerpflichtigen geſetz oder vertragsmäßig zu entrichtenden 
Beiträge zu Kranken-, Unfall-, Alters- und Invalidenverſicherungs - 
Wittwen⸗, Waiſen- und Penſionskaſſen; 
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7) Verſicherungsprämien, welche für Verſicherung des Steuerpflichtigen 
auf den Todes- oder Lebensfall gezahlt werden, ſoweit dieſelben den 
Betrag von 600 Mark jährlich nicht überſteigen. 

II. Nicht abzugsfähig ſind dagegen insbeſondere: 

1) Verwendungen zur Verbeſſerung und Vermehrung des Vermögens, zu 
Geſchäftserweiterungen, Kapitalanlagen oder Kapitalabtragungen, welche 


nicht lediglich als durch eine gute Wirthſchaft gebotene und aus den 
Betriebseinnahmen zu deckende Ausgaben anzuſehen ſind, 


2) die zur Beſtreitung des Haushalts der Steuerpflichtigen und zum 
Unterhalte ihrer Angehörigen gemachten Ausgaben, einſchließlich des 
Geldwerthes der zu dieſen Zwecken verbrauchten Erzeugniſſe und 
Waaren des eigenen landwirthſchaftlichen oder gewerblichen Betriebes. 


F. 10. 


Feſtſtehende Einnahmen ſind nach ihrem Betrage für das Steuerjahr, 
ihrem Betrage nach unbeſtimmte oder ſchwankende Einnahmen, ſowie das ſteuer⸗ 
pflichtige Einkommen der Aktiengeſellſchaften u. ſ. w. ($. 16), nach dem Durch⸗ 
ſchnitte der drei der Veranlagung unmittelbar vorangegangenen Jahre, jedoch 
bei der nach dieſem Geſetze ſtattfindenden erſtmaligen Veranlagung nach dem 
Durchſchnitte zweier Jahre zu berechnen. 

Wenn Einnahmen der letztgedachten Art noch nicht ſo lange beſtehen, ſo 
find fie nach dem Durchſchnitte des Zeitraumes ihres Beſtehens, nöthigenfalls 
nach dem muthmaßlichen Jahresertrage in Anſatz zu bringen. 

Die gleichen Grundſätze gelten für die Berechnung der abzugsfähigen 
Ausgaben. 


F. 11. 


Behufs der Steuerveranlagung iſt dem Einkommen des Haushaltungs⸗ 

vorſtandes das Einkommen der Angehörigen der Haushaltung zuzurechnen. 

Perſonen, welche mit Gehalt oder Lohn zu Dienſtleiſtungen angenommen 

find, ſowie Koftgänger, Untermiether und Schlafſtellenmiether werden nicht zu 
den Angehörigen einer Haushaltung gezählt. 

Selbſtändig zu veranlagen ſind: 

1) Ehefrauen, wenn fie dauernd von dem Ehemanne getrennt leben; 

2) Kinder und andere Angehörige der Haushaltung, wenn fie ein der 
Verfügung des Haushaltungsvorſtandes nicht unterliegendes Einkommen 
aus eigenem Erwerb — mit Ausſchluß der Beihülfe in dem Geſchäft 
des Haushaltungsvorſtandes — oder aus anderen Quellen beziehen. 

Auf die lediglich nach §. 2 dieſes Geſetzes zu veranlagenden Steuerpflichtigen 

finden vorſtehende Beſtimmungen keine Anwendung. 
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B. Beſondere Vorſchriften. 
a. Einkommen aus Kapitalvermögen. 
K. 12. 

Als Einkommen aus Kapitalvermögen gelten: Zinſen, Renten und geld— 
werthe Vortheile aus Kapitalforderungen jeder Art, ſoweit ſolche Bezüge nicht 
bei Landwirthſchaft⸗, Handel- und Gewerbetreibenden behufs Ausmittelung des 
ſteuerpflichtigen Einkommens aus Grundvermögen, Pachtungen, Handel oder 
Gewerbe ($$. 13, 14) als Theile des Geſchäftsertrages in Rechnung zu bringen ſind. 

Mit dieſer Maßgabe gelten als Einkommen aus Kapikalvermögen ins⸗ 
beſondere: 

a) Zinſen aus Anleihen und ſonſtigen verzinslichen Kapitalforderungen 

ſowie aus verzinslich gewordenen Zins- und anderen Ausſtänden; 

b) Dividenden und Zinſen, Ausbeuten und ſonſtige Gewinnantheile von 
Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Gewerkſchaften, 
Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, und von einer ſtillen Ge- 
ſellſchaft (Artikel 250 ff. des Handelsgeſetzbuchs) ; 

e) Zinſen, welche in unverzinslichen Kapitalforderungen, bei denen ein 
höheres als das urſprünglich gegebene Kapital zurückgewährt wird, 
einbegriffen find; 

d) vereinnahmte Gewinne aus der zu Spekulationszwecken unternommenen 
Veräußerung von Werthpapieren, Forderungen, Renten u. ſ. w., ab: 
züglich etwaiger Verluſte bei derartigen Geſchäften. 


b. Einkommen aus Grundvermögen. 


$. 13. 

Das Einkommen aus Grundvermögen umfaßt die Erträge ſämmtlicher 
Grundſtücke, welche dem Steuerpflichtigen eigenthümlich gehören, oder aus denen 
ihm in Folge von Berechtigungen irgend welcher Art ein Einkommen zufließt. 

Von Grundſtücken, welche verpachtet oder vermiethet find, iſt der Wacht: 
oder Miethszins, einerſeits unter Hinzurechnung der dem Pächter beziehungsweiſe 
Miether obliegenden Natural- und ſonſtigen Nebenleiſtungen ſowie der dem Ver⸗ 
pächter beziehungsweiſe Vermiether vorbehaltenen Nutzungen, andererſeits unter 
Abrechnung der dem letzteren verbliebenen abzugsfähigen Laſten, als Einkommen 
zu berechnen. 

Für nicht vermiethete, ſondern von dem Eigenthümer beziehungsweiſe Nutz⸗ 
nießer ſelbſt bewohnte oder ſonſt benutzte Gebäude iſt das Einkommen nach dem 
Miethswerthe zu bemeſſen; außer Anſatz bleibt der Miethswerth ſolcher von dem 
Eigenthümer beziehungsweiſe Nutznießer zu ſeinem landwirthſchaftlichen oder ge— 
werblichen Betriebe benutzten Gebäude oder Gebäudetheile, deren Nutzungswerth 
in dem Einkommen aus Landwirthſchafts- oder Gewerbebetrieb enthalten iſt. 
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Bei Schätzung des Einkommens aus nicht verpachteten Beſitzungen iſt der 
durch die eigene Bewirthſchaftung erzielte Reinertrag zu Grunde zu legen. Die 
Veranlagung ſolcher Betriebe, bei welchen die Erträgniſſe der Subſtanz des 
Bodens entnommen werden, ſowie die Veranlagung ländlicher Fabrikationszweige 
erfolgen nach den Grundſätzen des $. 14, ſoweit dieſe Betriebe und Fabrikations⸗ 
zweige nicht bei der Ertragsermittelung des Hauptbetriebes, zu welchem ſie ge— 
hören, berückſichtigt werden. 

Der Gewinn beim pachtweiſen Betriebe der Landwirthſchaft iſt in gleicher 
Weiſe zu veranſchlagen, wie beim Betriebe auf eigenen Grundſtücken, unter Hinzu⸗ 
rechnung des Miethswerths der mitverpachteten Wohnung. 

Der Pachtzins einſchließlich des Werths der etwa dem Pächter obliegenden 
Natural⸗ und ſonſtigen Nebenleiftungen iſt davon in Abzug zu bringen. 


c. Einkommen aus Handel und Gewerbe einſchließlich des Bergbaues. 
$. 14. 

Das Einkommen aus Handel und Gewerbe einſchließlich des Bergbaues 
beſteht in dem in Gemäßheit der allgemeinen Grundſätze ($$. 6 bis 11) ermittelten 
Geſchäftsgewinne. Mit dieſer Maßgabe iſt der Reingewinn aus dem Handel 
und Gewerbebetriebe nach den Grundſätzen zu berechnen, wie ſolche für die In⸗ 
ventur und Bilanz durch das Allgemeine Deutſche Handelsgeſetzbuch vorgeſchrieben 
ſind und ſonſt dem Gebrauche eines ordentlichen Kaufmannes entſprechen. Ins— 
beſondere gilt dieſes einerſeits von dem Zuwachs des Anlagekapitals und anderer— 
ſeits von den regelmäßigen jährlichen Abſchreibungen, welche einer angemeſſenen 
Berückſichtigung der Werthverminderung entſprechen. 

Im Uebrigen gilt für die Berechnung und Schätzung des Einkommens 
aus Gewerbe und Handel Folgendes: 

1) Die Zinſen des im Handels- oder Gewerbebetrieb angelegten eigenen 
Kapitals des Steuerpflichtigen find als Theile des Geſchäftsgewinnes 
zu betrachten. 

2) Der von einer nicht nach $. 1 Nr. 4 und 5 ſteuerpflichtigen Erwerbs⸗ 
geſellſchaft erzielte Geſchäftsgewinn iſt den einzelnen Theilhabern nach 
Maßgabe ihres Antheils anzurechnen. 

3) Der Gewinn aus den zu Spekulationszwecken abgeſchloſſenen Geſchäften, 
abzüglich etwaiger Verluſte bei derartigen Geſchäften, und aus der Be⸗ 
theiligung an derartigen Geſchäften iſt auch bei ſolchen Steuerpflichtigen, 
welche nicht zu den Handel- und Gewerbetreibenden gehören, nach den 
für das Einkommen aus Handel und Gewerbe maßgebenden Grund— 
ſätzen zu berechnen. 

d. Einkommen aus Gewinn bringender Beſchäftigung und aus Rechten auf periodiſche 
Hebungen u. ſ. w. 


$. 15. 
Das Einkommen aus Gewinn bringender Beſchäftigung, ſowie aus Rechten 
auf periodiſche Hebungen und Vortheile irgend welcher Art umfaßt insbeſondere 
Or. 9463.) 
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den Verdienſt der Arbeiter, Dienſtboten und Gewerbegehülfen, die Beſoldung der 
Militärperſonen und Beamten jeder Art, ferner den Gewinn aus ſchriftſtelleriſcher, 
künſtleriſcher, wiſſenſchaftlicher, unterrichtender oder erziehender Thätigkeit, ſowie 
Wartegelder, Penſionen und ſonſtige fortlaufende Einnahmen, welche nicht als 
Jahresrenten eines beweglichen oder unbeweglichen Vermögens anzuſehen ſind, 
endlich ſolche Rentenbezüge, welche an die Perſon des Empfangsberechtigten ge— 
knüpft ſind. 

Das Einkommen aus Dienſtwohnungen iſt nach dem ortsüblichen Mieths- 
werthe, jedoch nicht höher als mit fünfzehn vom Hundert des baaren Gehalts 
des Berechtigten in Anſatz zu bringen. Soweit Dienſtwohnungen vermiethet 
ſind, iſt der Miethszins nach Maßgabe der Beſtimmungen im F. 13 Abſatz 2 
anzurechnen. 

Bei Militärperſonen, Reichsbeamten, unmittelbaren und mittelbaren Staats⸗ 
beamten, Geiſtlichen und Lehrern an öffentlichen Unterrichtsanſtalten iſt der zur 
Beſtreitung des Dienſtaufwandes beſtimmte Theil des Dienſteinkommens außer 
Anſatz zu laſſen. 


e. Einkommen der Aktiengeſellſchaften ꝛc. 


§. 16. 

Als ſteuerpflichtiges Einkommen der im §. 1 Nr. 4 und 5 bezeichneten 
Steuerpflichtigen gelten unbeſchadet der Vorſchrift im §. 6 Nr. 1 die Ueberſchüſſe, 
welche als Aktienzinſen oder Dividenden, gleichviel unter welcher Benennung, 
unter die Mitglieder vertheilt werden, und zwar 


unter Hinzurechnung der zur Tilgung der Schulden oder des Grund- 
kapitals, zur Verbeſſerung oder Geſchäftserweiterung, ſowie zur Bildung 
von Reſervefonds — ſoweit ſolche nicht bei den Verſicherungsgeſell— 
ſchaften zur Rücklage für die Verſicherungsſummen beſtimmt ſind — 
verwendeten Beträge, 

jedoch nach Abzug von 3½ Prozent des eingezahlten Aktienkapitals. 
An Stelle des letzteren tritt bei eingetragenen Genoſſenſchaften die 
Summe der eingezahlten Geſchäftsantheile der Mitglieder, bei Berg⸗ 
gewerkſchaften das aus dem Erwerbspreiſe und den Koſten der Anlage 
und Einrichtung beziehungsweiſe Erweiterung des Bergwerks ſich zu- 
ſammenſetzende Grundkapital oder, ſoweit dieſe Koſten vor dem 1. April 
1892 aufgewendet find, nach Wahl der Pflichtigen der zwanzigfache 
Betrag der im Durchſchnitt der letzten vier Jahre vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes vertheilten Ausbeute. 

Im Falle des $. 2 b gilt als ſteuerpflichtiges Einkommen derjenige Theil 
der vorbezeichneten Ueberſchüſſe, welcher auf den Geſchäftsbetrieb in Preußen be- 
ziehungsweiſe auf das Einkommen aus Preußiſchem Grundbeſitz entfällt. 

Der Kommunalbeſteuerung iſt das ermittelte Einkommen ohne den Abzug 
von 3½ Prozent zu Grunde zu legen. 


— —— 
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II. Steuerſaͤtze. 


1. Steuertarif. 
* 
Die Einkommenſteuer beträgt jährlich bei einem Einkommen 
von mehr als: bis einſchließlich: 


Mark Mark Mark 
900 1050 6 
1050 1200 9 
1209 1350 12 
1350 1500 16 
1500 1650 21 
1650 1800 26 
1800 2100 31 
2100 2400 36 
2400 2700 44 
2700 3000 52 
3000 3300 60 
3300 3 600 70 
3 600 3900 80 
3900 4200 92 
4200 4500 104 
4500 5.000 118 
5 000 5500 132 
5500 6000 146 
6000 6500 160 
6500 7000 176 
7000 7500 192 
7500 8000 212 
8000 8500 232 
8500 9000 252 
9000 9500 276 
9500 10500 300 
Sie fteigt bei höheren Einkommen 
von mehr als bis einſchließlich in Stufen von um je 
Mark Mark Mark Mark 
10 500 30 500 1000 30 
30 500 32000 1500 60 
32000 78 000 2000 80 
78000 100 000 2000 100 
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Bei Einkommen von mehr als 100 000 Mark bis einſchließlich 105 000 Mark 
beträgt die Steuer 4000 Mark und ſteigt bei höheren Einkommen in Stufen 
von 5000 Mark um je 200 Mark. 


2. Ermäßigung der Steuerſätze. 


$. 18. 
Für jedes, nicht nach $. 11 ſelbſtändig zu veranlagende Familienglied unter 
14 Jahren wird von dem ſteuerpflichtigen Einkommen des Haushaltungs— 
vorſtandes, ſofern daſſelbe den Betrag von 3000 Mark nicht überſteigt, der 
Betrag von 50 Mark in Abzug gebracht, mit der Maßgabe, daß bei Vorhanden— 
fein von drei oder mehr Familienmitgliedern dieſer Art auf jeden Fall eine Er- 
mäßigung um eine Stufe ſtattfindet. 


re 

Bei der Veranlagung iſt es geſtattet, beſondere, die Leiſtungsfähigkeit der 
Steuerpflichtigen weſentlich beeinträchtigende wirthſchaftliche Verhältniſſe in der 
Art zu berückſichtigen, daß bei einem ſteuerpflichtigen Einkommen von nicht mehr 
als 9500 Mark eine Ermäßigung der im $. 17 vorgeſchriebenen Steuerſätze um 
höchſtens drei Stufen gewährt wird. 

Als Verhältniſſe dieſer Art kommen lediglich außergewöhnliche Belaſtungen 
durch Unterhalt und Erziehung der Kinder, Verpflichtung zum Unterhalte mittel- 
loſer Angehöriger, andauernde Krankheit, Verſchuldung und beſondere Unglücks— 
fälle in Betracht. 


III. Veranlagung. 


1. Ort der Veranlagung. 


$. 20. a 

Die Veranlagung erfolgt in der Regel an dem Orte, wo der Steuer⸗ 
pflichtige zur Zeit der Aufnahme des Perſonenſtandes ($. 21) feinen Wohnſitz 
oder in Ermangelung eines ſolchen ſeinen Aufenthalt hat. 

Im Falle eines mehrfachen Wohnſitzes ſteht dem Steuerpflichtigen die Wahl 
des Ortes der Veranlagung zu. Hat er von dieſem Wahlrecht keinen Gebrauch 
gemacht, und iſt die Veranlagung an mehreren Orten erfolgt, ſo gilt nur die 
Veranlagung an demjenigen Orte, an welchem die Einſchätzung zu dem höchſten 
Steuerbetrage ſtattgefunden hat. 

Preußiſche Staatsangehörige, welche im Inlande weder Wohnſitz noch 
Aufenthalt haben, ſind an dem letzten Orte ihres Wohnſitzes oder Aufenthaltes 
in Preußen zu veranlagen. 

Die 8 der im F. 1 Nr. 4 und 5 bezeichneten Geſellſchaften und 
Genoſſenſchaften erfolgt an dem Orte, wo dieſelben in Preußen ihren Sitz haben. 
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Die Veranlagung der im F. 2 bezeichneten Steuerpflichtigen geſchieht an 
dem Orte, wo der Grundbeſitz, beziehungsweiſe die gewerbliche oder Handelsanlage 
oder die Betriebsſtätte liegt, oder der bei der Steuerverwaltung etwa beſtellte 
Vertreter ſeinen Wohnſitz hat, oder wo ſich der Sitz der Kaſſe befindet, von 
welcher die Beſoldungen, Penſionen oder Wartegelder ausgezahlt werden. 

Die bezüglich des Veranlagungsortes weiter erforderlichen Anordnungen erläßt 
der Finanzminiſter. 


2. Vorbereitung der Veranlagung. 
$. 21. 

Vor Beginn des Veranlagungsgeſchäftes hat jeder Gemeinde (Guts⸗)vor⸗ 
ſtand eine vollſtändige Nachweiſung aller in dem Gemeinde- (Gutsbezirke vor⸗ 
handenen, in dieſem Geſetze als ſteuerpflichtig bezeichneten Perſonen, Geſellſchaften 
und Genoſſenſchaften, ſowie der nach F. 2 die Steuerpflicht bedingenden Grund—⸗ 
beſitzungen und gewerblichen Unternehmungen aufzunehmen. 

§. 22. 

Jeder Beſitzer eines bewohnten Grundſtückes oder deſſen Vertreter iſt ver⸗ 
pflichtet, der mit der Aufnahme des Perſonenſtandes betrauten Behörde die auf 
dem Grundſtücke vorhandenen Perſonen mit Namen, Berufs- oder Erwerbsart 
anzugeben. 

Die Haushaltungsvorſtände haben den Hausbeſitzern oder deren Vertretern 
die erforderliche Auskunft über die zu ihrem Hausſtande gehörigen Perſonen ein⸗ 
ſchließlich der Unter- und Schlafſtellenmiether zu ertheilen. 


$. 23. 

Jeder Gemeinde-(Guts-Jvorftand hat über die Beſitz-, Vermögens⸗ und 
ſonſtigen Einkommensverhältniſſe der Steuerpflichtigen des Gemeinde -(Guts bezirkes, 
ſowie über etwaige beſondere, die Leiſtungsfähigkeit derſelben bedingende wirth⸗ 
ſchaftliche Verhältniſſe ($$. 18, 19) möglichſt vollſtändige Nachrichten einzuziehen, 
überhaupt alle Merkmale, welche ein Urtheil über die Beſteuerung zu begründen 
vermögen, zu ſammeln. 

Auf Grund der von ihm angeſtellten Ermittelungen hat der Gemeinde— 
(Guts-Jvorftand das muthmaßliche Einkommen der Steuerpflichtigen, getrennt 
nach den verſchiedenen Einnahmequellen ($. 7), in eine Einkommensnachweiſung 
einzutragen. 

Die auf den Gemeinde-(Guts-)worſtand ſelbſt bezüglichen Eintragungen find 
von den ſeitens der Regierungen hierfür beſtimmten Perſonen zu bewirken. 


3. Steuererklärungen. 
$. 24. 
Jeder bereits mit einem Einkommen von mehr als 3 000 Mark zur Ein⸗ 


kommenſteuer veranlagte Steuerpflichtige iſt auf die jährlich durch öffentliche Be⸗ 
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kanntmachung ergebende Aufforderung zur Abgabe einer Steuererklärung ver- 
pflichtet. Letztere iſt innerhalb der auf mindeſtens vierzehn Tage zu bemeſſenden Friſt 
nach den vom Finanzminiſter vorgeſchriebenen, koſtenlos zu verabfolgenden Formu⸗ 
laren, bei dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion ($. 34) ſchriftlich oder 
zu Protokoll, unter der Verſicherung abzugeben, daß die Angaben nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen gemacht ſind. 

Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Berggewerkſchaften 
und eingetragene Genoſſenſchaften ſind außerdem verpflichtet, ihre Geſchäftsberichte 
und Jahresabſchlüſſe ſowie die darauf bezüglichen Beſchlüſſe der Generalverſamm⸗ 
lungen nach den näheren Beſtimmungen des Finanzminiſters alljährlich dem Vor⸗ 
figenden der Veranlagungskommiſſion einzureichen. 


§. 25. 

Andere Steuerpflichtige ſind zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet, 
ſobald eine beſondere Aufforderung des Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion 
(§§. 34, 35) an fie ergeht. Sie ſind, falls letzteres nicht geſchieht, auf ihr 
Verlangen zur Abgabe einer Steuererklärung innerhalb der im F. 24 beſtimmten 
Friſt zuzulaſſen. 

$. 26. 
1) In der Steuererklärung iſt der Geſammtbetrag des Einkommens 
(F. 10) getrennt nach den im F. 7 vorgeſehenen Einkommensquellen 
anzugeben 
2) Das Einkommen von dem außerhalb des Veranlagungsbezirkes belegenen 
Grundbeſitze oder Gewerbebetriebe iſt beſonders aufzuführen. 
3) Schuldenzinſen, Laſten u. ſ. w., deren Abzug beanſprucht wird, ſind 
anzugeben. 
$. 27. 

Dem Steuerpflichtigen ſoll auf feinen Antrag, ſoweit es ſich um nur 
durch Schätzung zu ermittelndes Einkommen handelt, geſtattet werden, in die 
Steuererklärung ſtatt der ziffermäßigen Angabe des Einkommens diejenigen Nach— 
weiſungen aufzunehmen, deren die Veranlagungskommiſſion zur Schätzung 
deſſelben bedarf. 

5 §. 28. 

Die Aufforderungen zur Abgabe der Steuererklärung müſſen den Hinweis 
auf die im $. 30 angedrohten Rechtsnachtheile, ſowie auf die Strafbeſtimmungen 
des F. 66 enthalten. 

$. 29. 

Die Steuererklärungen find für Perſonen, welche unter väterlicher Gewalt, 
Pflegſchaft oder Vormundſchaft ſtehen, ſowie für die im §. 1 Nr. 4 und 5 be⸗ 
zeichneten Steuerpflichtigen von deren Vertretern, für Ehefrauen, ſofern ſie nicht 
ſelbſtändig veranlagt ſind, von deren Ehemännern abzugeben. 
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Für Perſonen, welche abweſend oder ſonſt verhindert find, die Steuer⸗ 
erklärungen ſelbſt abzugeben, können ſolche durch Bevollmächtigte erfolgen. 

Die Erfüllung der Steuererklärungspflicht ſeitens Eines von mehreren Ver⸗ 
tretern befreit die übrigen Verpflichteten von ihrer Verbindlichkeit. 


$. 30. 
Wer die ihm obliegende Steuererklärung nicht innerhalb der vorgeſchriebenen 


Friſt abgiebt, verliert die geſetzlichen Rechtsmittel gegen ſeine Einſchätzung für 
das betreffende Steuerjahr, inſofern nicht Umſtände dargethan werden, welche die 
Verſäumniß entſchuldbar machen. 

Wer die Steuererklärung, zu deren Einreichung er geſetzlich verpflichtet iſt, 
nicht längſtens innerhalb 4 Wochen nach einer nochmaligen an ihn zu richtenden 
beſonderen Aufforderung, welche auch nach geſchehener Veranlagung ergehen kann, 
abgiebt, hat neben der veranlagten Steuer einen Zuſchlag von 25 Prozent zu 
derſelben zu zahlen und außerdem die durch ſeine Unterlaſſung dem Staate ent— 
zogene Steuer zu entrichten. 

Die Feſtſetzung des mit der veranlagten Steuer zu entrichtenden Zuſchlages 
von 25 Prozent ſteht der Regierung zu, gegen deren Entſcheidung nur die Be⸗ 
ſchwerde an den Finanzminiſter zuläſſig iſt. 


4. Organe, Bezirke und Verfahren der Veranlagung. 


§. 31. 

Der Veranlagung der Steuerpflichtigen geht eine Voreinſchätzung durch 
beſondere Kommiſſionen voraus. 

Die Voreinſchätzungskommiſſionen beſtehen aus dem Gemeindevorſtande als 
Vorſitzenden und aus einer von der Regierung zu beſtimmenden Anzahl von 
Mitgliedern, welche unter möglichſter Berückſichtigung der verſchiedenen Arten des 
Einkommens theils von der Regierung ernannt, theils von der Gemeinde— 
verſammlung beziehungsweiſe Gemeindevertretung gewählt werden. Die Zahl der 
ernannten Mitglieder einſchließlich des Vorſitzenden muß hinter der Zahl der ge 
wählten Mitglieder zurückbleiben. Die Regierung kann von der Ernennung von 
Mitgliedern abſehen. 

Gemeinden und ſelbſtändige Gutsbezirke können nach Anhörung der Be⸗ 
theiligten im Einvernehmen mit dem Bezirksausſchuſſe durch die Regierung und, 
falls ein Einvernehmen beider Behörden nicht erreicht wird, durch den Ober 
präſidenten mit benachbarten Gemeinden zu einem Voreinſchätzungsbezirke ver- 
einigt werden. 

Wo Landgemeinden oder Gutsbezirke nach Maßgabe der Landgemeinde⸗ 
ordnung für die ſieben öſtlichen Provinzen zum Zwecke der gemeinſamen Wahr 
nehmung einzelner zu ihrem Wirkungskreiſe gehöriger Kommunalangelegenheiten 
zu beſonderen Verbänden vereinigt ſind oder vereinigt werden, können dieſelben 
zu einem Voreinſchätzungsbezirke verbunden werden. 
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Für jeden ſolchen Bezirk (Abſatz 3 und 4) wird nur eine Voreinſchätzungs⸗ 
kommiſſion gebildet, deren Vorſitz der von der Regierung zu beſtimmende Ge— 
meinde⸗ oder Gutsvorſteher, Bürgermeiſter, Amtmann oder Amtsvorſteher zu 
übernehmen hat. 

Die Zahl der zu wählenden Mitglieder einer ſolchen Voreinſchätzungs⸗ 
kommiſſion wird auf die einzelnen Gemeinden und Gutsbezirke nach Verhältniß 
der Einwohnerzahl mit der Maßgabe vertheilt, daß mindeſtens ein Mitglied auf 
jede Gemeinde und jeden Gutsbezirk entfällt. 

Für Gutsbezirke treten die Vorſteher beziehungsweiſe deren Stellvertreter 
oder die von ihnen zu ernennenden Einwohner des Voreinſchätzungsbezirkes als 
Mitglieder in die Kommiſſion ein. 


8.32, 

Die Voreinſchätzungskommiſſion unterwirft die gemäß $$. 21, 23 von dem 
Gemeinde» (Gut3-) vorſteher aufgeſtellten Nachweiſungen einer genauen Prüfung 
und trägt die für die einzelnen Steuerpflichtigen ermittelten Einkommensbeträge 
bis zu 3000 Mark, ſowie die von ihr für dieſe vorzuſchlagenden Steuerſätze in 
die Nachweiſungen ein. 


$. 33. 


Behufs Veranlagung der Steuerpflichtigen bildet jeder Kreis einen Ver⸗ 
anlagungsbezirk. Der Regierung ſteht die Befugniß zu, innerhalb deſſelben 
Kreiſes die Bildung mehrerer Veranlagungsbezirke anzuordnen. 


$. 34. 

Für jeden Veranlagungsbezirk iſt unter dem Vorſitze des Landraths oder 
eines von der Regierung zu ernennenden Kommiſſars eine Veranlagungskommiſſion 
zu bilden, deren Mitglieder theils von der Regierung ernannt, theils von der 
Kreisvertretung und in den Stadtkreiſen von der Gemeindevertretung aus den 
Einwohnern des Veranlagungsbezirks, unter möglichſter Berückſichtigung der ver- 
ſchiedenen Arten des Einkommens, auf die Dauer von ſechs Jahren gewählt 
werden. 

Die Zahl der ernannten und der gewählten Mitglieder wird für die 
einzelnen Veranlagungsbezirke mit Rückſicht auf deren Größe und auf die Ein⸗ 
kommensverhältniſſe der Einwohner von der Regierung in der Art beſtimmt, daß 
die Zahl der ernannten Mitglieder einſchließlich des Vorſitzenden die Hälfte der 
gewählten Mitglieder nicht überſchreitet. 

Alle drei Jahre ſcheidet je die Hälfte der ernannten und der gewählten 
Mitglieder, und zwar bei ungerader Zahl das erſte Mal die größere Hälfte aus 
und wird durch neue Ernennungen beziehungsweise Wahlen erſetzt. Die das 
erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beftimmt; die Ausſcheidenden 
können wieder ernannt beziehungsweiſe gewählt werden. 


Mi 


$. 35. 


Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion, welcher zugleich die Intereſſen 
des Staates vertritt, hat innerhalb ſeines Veranlagungsbezirks die Geſchäfts⸗ 
führung der Vorſitzenden der Voreinſchätzungskommiſſionen zu beaufſichtigen und 
das Veranlagungsgeſchäft zu leiten. Er iſt dafür verantwortlich, daß die ge⸗ 
ſammte Veranlagung in ſeinem Bezirke nach den beſtehenden Vorſchriften zur 
Ausführung gelangt. 

Der Vorſitzende hat insbeſondere die Perſonenſtands- und Einkommens⸗ 
nachweiſungen ($$. 21, 23) zu prüfen, die öffentlichen Bekanntmachungen wegen 
Abgabe der Steuererklärungen zu erlaſſen (F. 24) und diejenigen nicht bereits 
mit einem Einkommen von mehr als 3 000 Mark veranlagten Steuerpflichtigen, 
bei welchen ein dieſen Betrag überſteigendes Einkommen anzunehmen iſt, zur 
Abgabe beziehungsweiſe Erneuerung der Steuererklärung beſonders aufzufordern. 
Die ſämmtlichen eingegangenen Steuererklärungen ſind von ihm zu prüfen. 

Zum Zwecke der richtigen Veranlagung der Steuerpflichtigen, insbeſondere 
behufs Prüfung der Steuererklärungen hat der Vorſitzende über die Beſitz⸗ 
Vermögens- und Einkommensverhältniſſe der Steuerpflichtigen möglichſt voll— 
ftändige Nachrichten einzuziehen. 

Hierbei kann er ſich nach ſeinem Ermeſſen der Mitwirkung der Gemeinde— 
(Guts-) vorſtände und der Verwaltungsbehörden bedienen, welche ſeinen Auf— 
forderungen Folge zu leiſten ſchuldig find. Er iſt befugt, die Voreinſchätzungs— 
kommiſſionen zu einer beſonderen Aeußerung über die Beſitz-, Vermögens- und 
Einkommensverhältniſſe einzelner Steuerpflichtiger zu veranlaſſen. 

Der Vorſitzende kann den Steuerpflichtigen auf Antrag oder von Amts⸗ 
wegen Gelegenheit zur perſönlichen Verhandlung über die für die Veranlagung 
erheblichen Thatſachen und Verhältniſſe gewähren. 

Sämmtliche Staats- und Kommunalbehörden haben die Einſicht aller die 
Einkommensverhältniſſe der Steuerpflichtigen betreffenden Bücher, Akten, Ur⸗ 
kunden u. ſ. w. zu geſtatten und auf Erſuchen Abſchriften aus denſelben zu er⸗ 
theilen, ſofern nicht beſondere geſetzliche Beſtimmungen oder dienſtliche Rückſichten 
entgegenſtehen. Die Einſicht der Bücher, Akten u. ſ. w. der Sparkaſſen iſt nicht 
geſtattet. 


$. 36. 


Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion hat die von der Vorein⸗ 
ſchätzungskommiſſion vorgeſchlagenen Steuerſätze (F. 32) zu prüfen und, ſoweit 
dieſelben nicht von ihm beanſtandet werden, feſtzuſetzen. 

In Betreff derjenigen Steuerpflichtigen, bezüglich welcher ein Vorſchlag der 
Voreinſchätzungskommiſſion nicht vorliegt, oder der Vorſchlag von ihm beanſtandet 
wird, hat er die Verhandlungen der Veranlagungskommiſſion zur Beſchluß— 
faſſung vorzulegen und zu dieſem Behufe das nach ſeinem Ermeſſen für jeden 
Steuerpflichtige zutreffende Einkommen, getrennt nach den verſchiedenen Quellen, 
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in die Einkommensnachweiſung einzutragen und den nach Vorſchrift dieſes Ge— 
ſetzes zu entrichtenden Steuerſatz vorzuſchlagen. 


$. 37. 


Dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion können zur Bearbeitung 
der Einkommenſteuerſachen von der Regierung Hülfsbeamte zugeordnet werden. 
Dieſelben können an den Kommiſſionsſitzungen als Stellvertreter des Vorſitzenden 
oder mit berathender Stimme theilnehmen; ihre ſonſtigen Rechte und Pflichten 
werden nach den hierüber von dem Finanzminiſter zu erlaſſenden allgemeinen 
Anweiſungen von der Regierung feſtgeſetzt. 


$. 38. 


Die Veranlagungskommiſſion unterwirft die eingegangenen Steuer⸗ 
erklärungen ſowie die Perſonenſtands- und Einkommensnachweiſungen einer 
genauen Prüfung. Hierbei hat fie das Recht, von den nach $. 35 Abſatz 4, 
5 und 6 dem Vorſitzenden zuſtehenden Hülfsmitteln auch ihrerſeits Gebrauch 
u machen. 
| Wird eine Steuererklärung durch die Veranlagungskommiſſion oder den 
Vorſitzenden beanſtandet, ſo iſt dem Steuerpflichtigen hiervon unter Mittheilung 
der Gründe mit der Aufforderung Kenntniß zu geben, ſich binnen einer Friſt 
von zwei Wochen, welche vom Vorſitzenden im Bedürfnißfalle auf vier Wochen 
verlängert werden kann, über dieſelben oder beſtimmte an ihn geſtellte Fragen zu 
erklären. Unterläßt dies der Steuerpflichtige, oder werden die Bedenken gegen 
die Richtigkeit der Steuererklärung durch die Erläuterung oder Ergänzung ſeitens 
deſſelben nicht behoben, fo iſt die Veranlagungskommiſſion befugt, die Ver 
nehmung von Zeugen und Sachverſtändigen und ſonſtige, zur Feſtſtellung der 
Thatſachen erforderliche Erhebungen zu veranlaſſen. Die zu vernehmenden Per— 
ſonen dürfen die Auskunftsertheilung nur unter den Vorausſetzungen ablehnen, 
welche nach der Civilprozeßordnung zur Ablehnung eines Zeugniſſes beziehungs— 
weiſe Gutachtens berechtigen. 

Bleiben trotzdem die Zweifel an der Richtigkeit der Steuererklärung be— 
ſtehen, ſo iſt die Kommiſſion bei Schätzung des Einkommens an die Angaben 
des Steuerpflichtigen nicht gebunden. 

Die Kommiſſion ſetzt den nach ihrem Ermeſſen zutreffenden Steuerſatz auf 
Grund der ſtattgehabten Ermittelungen feſt. 


5. 39. 
Das Ergebniß der Veranlagung hat der Vorſitzende der Veranlagungs⸗ 
kommiſſion jedem Steuerpflichtigen mittelſt einer, zugleich eine Belehrung über 
das Rechtsmittel der Berufung enthaltenden Zuſchrift bekannt zu machen. 
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5. Rechtsmittel. 


a. Berufung. 


$. 40. 

Gegen das Ergebniß der Veranlagung ſteht ſowohl dem Steuerpflichtigen 
als auch dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion das Rechtsmittel der 
Berufung an die Berufungskommiſſion zu. 

Die Berufung iſt ſeitens des Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion 
bei dem Vorſitzenden der Berufungskommiſſion, ſeitens der Steuerpflichtigen bei 
dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion binnen einer Ausſchlußfriſt von 
vier Wochen einzulegen, welche für den Vorſitzenden der letzteren vom Tage des 
angefochtenen Beſchluſſes, für den Steuerpflichtigen von dem auf die Zuſtellung 
der Benachrichtigung ($. 39) folgenden Tage ab läuft. 


F. 41. 

Für jeden Regierungsbezirk wird unter dem Vorſitze eines von dem Finanz⸗ 
minifter zu ernennenden Regierungskommiſſars eine Berufungskommiſſion gebildet, 
deren Mitglieder theils von der Regierung ernannt, theils von dem Provinzial⸗ 
ausſchuſſe aus den Einwohnern des Regierungsbezirks, unter möglichſter Berück⸗ 
ſichtigung der verſchiedenen Arten des Einkommens, auf die Dauer von ſechs Jahren 
gewählt werden. 

Die Mitglieder der für die Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin zu bildenden 
Berufungskommiſſion werden theils von dem Finanzminiſter ernannt, theils von 
dem Magiſtrat und der Stadtverordnetenverſammlung in gemeinſchaftlicher 
Sitzung unter dem Vorſitz des Bürgermeiſters gewählt. 

Die Zahl der Mitglieder der Berufungskommiſſion wird für jeden Bezirk 
von dem Finanzminiſter nach Maßgabe der Vorſchrift im §. 34 Abſatz 2 feſtgeſetzt. 
Die Beſtimmungen im F. 34 Abſatz 3 finden entsprechende Anwendung. 


$. 42. 

Der Vorſitzende der Berufungskommiſſion iſt in Bezug auf die richtige 
Feſtſtellung der Steuer der Vertreter der Staatsintereſſen für ſeinen Bezirk. Ihm 
liegt die obere Leitung des geſammten Veranlagungsgeſchäfts im Bezirke ob. Er 
hat die gleichmäßige Anwendung der Veranlagungsgrundſätze zu überwachen, die 
Geſchäftsführung der Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſionen zu beaufſichtigen 
und für die rechtzeitige Vollendung des Veranlagungsgeſchäfts zu ſorgen. 


$. 43. 

Die Berufungskommiſſion entſcheidet über alle gegen das Verfahren und 
die Entſcheidungen der Veranlagungskommiſſionen angebrachten Beſchwerden und 
Berufungen. 
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Behufs Prüfung der Berufungen können die Berufungskommiſſion und 
deren Vorſitzender eine genaue Feſtſtellung der Vermögens- und Einkommens⸗ 
verhältniſſe der Steuerpflichtigen veranlaſſen. Dabei ſind ſie befugt, von den zu 
dieſem Zweck den Veranlagungskommiſſionen und deren Vorſitzenden zuſtehenden 
Hülfsmitteln ($. 35 Abſatz 4, 5 und 6, F. 38) Gebrauch zu machen. 

Die Berufungskommiſſion und deren Vorſitzender können ferner die eidliche 
Bekräftigung des Zeugniſſes oder Gutachtens der vernommenen Zeugen beziehungs— 
weiſe Sachverſtändigen vor dem zuſtändigen Amtsgericht erfordern. 

Die Berufungskommiſſion hat die Perſonenſtands- und Einkommensnach⸗ 
weiſungen ſorgfältig zu prüfen; die von ihr gezogenen Erinnerungen ſind bei der 
Veranlagung für das nächſte Steuerjahr zu beachten. 


b. Beſchwerde. 


F. 44. 

Gegen die Entſcheidung der Berufungskommiſſion ſteht ſowohl den Steuer- 
pflichtigen, als auch dem Vorſitzenden der Berufungskommiſſion die Beſchwerde 
an das Oberverwaltungsgericht zu. Die Beſchwerde iſt innerhalb der im $. 40 
beſtimmten Friſt, ſeitens des Vorſitzenden der Berufungskommiſſion bei dem 
Oberverwaltungsgericht, ſeitens der Steuerpflichtigen bei dem Vorſitzenden der 
Berufungskommiſſion anzubringen und kann nur darauf geſtützt werden: 

1) daß die angefochtene Entſcheidung auf der Nichtanwendung oder auf 
der unrichtigen Anwendung des beſtehenden Rechts, insbeſondere auch 
der von den Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Ver⸗ 
ordnungen beruhe; 

2) daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 

In der Beſchwerde iſt anzugeben, worin die behauptete Nichtanwendung 

oder unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechts, oder worin die behaupteten 
Mängel des Verfahrens gefunden werden. 


$. 45. 

Der Vorſitzende der Berufungskommiſſion überreicht die bei ihm eingegangene 
Beſchwerde des Steuerpflichtigen mit ſeiner Gegenerklärung, ſoweit er ſolche für 
erforderlich erachtet, dem Oberverwaltungsgericht. Die Beſchwerde des Vorſitzenden 
der Berufungskommiſſion wird dem Steuerpflichtigen zur ſchriftlichen Gegenerklärung 
innerhalb einer beſtimmten, von einer bis zu vier Wochen zu bemeſſenden Friſt 
zugefertigt. 

$. 46. 

Das Oberverwaltungsgericht erläßt ſeine Entſcheidungen in nicht öffentlicher 
Sitzung, der Regel nach ohne vorherige mündliche Anhörung des Steuerpflichtigen. 

Es kann jedoch dem Steuerpflichtigen von Amtswegen oder auf Antrag 
Gelegenheit zur perſönlichen Verhandlung über den Gegenſtand der Beſchwerde 
gewähren. 
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Bei ſeiner Entſcheidung iſt es an diejenigen Gründe nicht gebunden, welche 
zur Rechtfertigung der geſtellten Anträge geltend gemacht worden ſind. 


$. 47. 

Erachtet das Oberverwaltungsgericht die Beſchwerde für begründet, ſo kann 
es die Angelegenheit zur anderweiten Entſcheidung an die Berufungskommiſſion 
zurückgeben oder ſelbſt die Steuerfeſtſetzung berichtigen. Im erſteren Falle ſind 
die von dem Gerichtshofe über die Auslegung und Anwendung der geſetzlichen 
Vorſchriften gegebenen Weiſungen zu befolgen. 


$. 48. 
Ueber Beſchwerden, welche das Verfahren des Vorſitzenden der Berufungs— 
fommiffion aus Auslaß der nach F. 44 eingereichten Beſchwerden betreffen, beſchließt 
das Oberverwaltungsgericht. 


$. 49. 

Im Uebrigen finden auf das Verfahren zum Zwecke der Entſcheidung über 
die Beſchwerden (F. 44) die über das Verwaltungsſtreitverfahren auf Klagen vor 
dem Oberverwaltungsgerichte beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, insbeſondere 
diejenigen des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Geſetz-Samml. S. 195), des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungs⸗ 
gerichte ꝛc., vom 5 (Geſetz-Samml. 1880 S. 328) und des Geſetzes 
zur Abänderung des F. 29 des letzteren vom 27. Mai 1888 (Geſetz-Samml. 
S. 226) mit der Maßgabe ſinngemäße Anwendung, daß die Erhebung eines 
Pauſchquantums auch dann ſtattfindet, wenn die Entſcheidung ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung erfolgt iſt, und daß ein Anſpruch auf Erſatz der Anwalts⸗ 
gebühren nicht ſtattfindet. 


6. Geſchäftsordnung der Kommiſſionen. 


$. 50. 

Für ſämmtliche Vorſitzende und Mitglieder der Voreinfchägungs-, Ver⸗ 
anlagungs- und Berufungskommiſſionen find Stellvertreter in gleicher Weiſe wie 
die Vorſitzenden oder Mitglieder zu ernennen beziehungsweiſe zu wählen. Die 
Beſtimmungen im F. 34 Abſatz 3 finden auf die Stellvertreter entſprechende An- 
wendung. 

Wegen Annahme und Ablehnung der nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
ftattfindenden Ernennungen und Wahlen finden die Beſtimmungen der $$. 8, 25 
der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 (Geſetz-Samml. S. 661) ſinngemäße 
Anwendung. 

Als Mitglieder der Kommiſſionen ſind, abgeſehen von den durch die be⸗ 
züglichen Beſtimmungen vorgeſchriebenen beſonderen Vorausſetzungen, nur ſolche 
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Perſonen wählbar, welche das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben und 
ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 


§. 51. 

Die Vorſitzenden der Kommiſſionen haben die letzteren zuſammenzuberufen, 
deren Geſchäfte vorzubereiten und zu leiten, ſowie die nicht von ihnen durch Ein- 
legung von Rechtsmitteln angefochtenen Kommiſſionsbeſchlüſſe auszuführen. 

Nach Bedürfniß können zur Erledigung der den Kommiſſionen obliegenden 
Geſchäfte Unterkommiſſionen gebildet werden. 

Die Kommiſſionen beziehungsweiſe Unterkommiſſionen faſſen ihre Beſchlüſſe 
nach Stimmenmehrheit. Dem Vorſitzenden ſteht volles Stimmrecht zu. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

So lange über die Einſchätzung oder Berufung eines Kommiſſionsmitgliedes 
oder ſeiner Verwandten oder Verſchwägerten in auf- und abſteigender Linie oder 
bis zum dritten Grade der Seitenlinien berathen und abgeſtimmt wird, hat das⸗ 
ſelbe abzutreten. 

Ergeben ſich dieſe Vorausſetzungen hinſichtlich der Perſon des Vorſitzenden, 
ſo hat derſelbe die Führung des Vorſitzes Einem der Kommiſſionsmitglieder zu 
übertragen. 

Die Ausfertigung der Kommiſſionsbeſchlüſſe und Entſcheidungen ſind von 
dem Vorſitzenden zu vollziehen. 

§. 52. 

Die Mitglieder der Kommiſſionen haben dem Vorſitzenden mittelſt Hand— 
ſchlages an Eidesſtatt zu geloben, daß ſie bei den Kommiſſionsverhandlungen ohne 
Anſehen der Perſon, nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen verfahren und die Ver⸗ 
handlungen ſowie die hierbei zu ihrer Kenntniß gelangenden Verhältniſſe der 
Steuerpflichtigen ſtrengſtens geheim halten werden. 

Das gleiche Gelöbniß haben vor einem von der Regierung zu ernennenden 
Kommiſſar diejenigen Vorſitzenden abzulegen, welche nicht ſchon als Beamte ver— 
eidigt ſind. 

; Die bei der Steuerveranlagung betheiligten Beamten find zur Geheimhaltung 
der Kommiſſionsverhandlungen ſowie der zu ihrer Kenntniß gelangenden Verhält- 
niſſe der Steuerpflichtigen kraft des von ihnen geleiſteten Amtseides verpflichtet. 
Die Steuererklärungen ſind unter Verſchluß aufzubewahren und dürfen, ebenſo 
wie die Kommiſſionsverhandlungen über dieſelben, nur zur Kenntniß durch ihren 
Amtseid zur Geheimhaltung verpflichteter Beamten gelangen. 


N $. 53. 

Die von den Vorſitzenden der Kommiſſionen zu bewirkenden Zuſtellungen an 
Steuerpflichtige ſind durch einen öffentlichen Beamten unter Beſcheinigung der 
Behändigung auszuführen. Die Poſt kann um die Bewirkung der Zuſtellung 
erſucht werden. In beiden Fällen gilt die Zuſtellung für vollzogen, auch wenn 
die Annahme verweigert wird. 


* 


— 195 — 


Sind Wohnſitz und Aufenthalt eines Steuerpflichtigen unbekannt, ſo kann 
die Zuſtellung an denſelben durch Anheftung des zuzuſtellenden Schriftſtückes an 
der zu Aushängen der Gemeinde des Veranlagungsortes beſtimmten Stelle er— 
folgen. Die Zuſtellung gilt für vollzogen, wenn ſeit der Anheftung zwei Wochen 
verſtrichen find. Auf die Gültigkeit der Zuſtellung hat es keinen Einfluß, wenn 
das Schriftſtück von dem Orte der Anheftung zu früh entfernt wird. 

Die außerhalb Preußens zu bewirkenden Zuſtellungen können mittelſt ein⸗ 
geſchriebener Briefe erfolgen. Die Zuſtellung gilt mit der Aufgabe zur Poſt für 
vollzogen. 

$. 54. 

Unterläßt der berechtigte Kommunalverband, ungeachtet gehöriger Aufforde- 
rung, die Wahl der Kommiſſionsmitglieder, oder verweigert eine Kommiſſion die 
Erledigung der ihr übertragenen Geſchäfte, ſo ſind dieſe für die betreffende Ver⸗ 
anlagungsperiode auf Verfügung der Aufſichtsbehörde von dem Vorſitzenden wahr⸗ 
zunehmen. Vor Beginn des nächſten Veranlagungsgeſchäfts hat eine Neuwahl 
der wählbaren Kommiſſionsmitglieder zu erfolgen. 


IV. Oberaufſicht. 


§. 55. 

Die oberſte Leitung des Veranlagungsgeſchäfts im Staate gebührt dem 
Finanzminiſter, welcher zugleich über Beſchwerden gegen das Verfahren der Be— 
rufungskommiſſionen und der Vorſitzenden derſelben, mit Ausnahme der Rechts— 
mittel ($. 44) zu entſcheiden hat. 


V. Veränderung der veranlagten Steuer innerhalb des Steuerjahres. 


$. 56. 
Die Veranlagung der Einkommenſteuer erfolgt für jedes Rechnungsjahr 
(Steuerjahr). 8 67 f 


Die Vermehrung des Einkommens während des laufenden Steuerjahres 
begründet keine Veränderung in der ſchon erfolgten Veranlagung. Tritt die Ver⸗ 
mehrung in Folge eines Erbanfalles ein, fo find die Erben entſprechend der Ver- 
mehrung ihres Einkommens anderweit zu veranlagen und zur Entrichtung der 
Steuer von dem Beginne des auf der Anfall der Erbſchaft folgenden Monats 


ab verpflichtet. 
$. 58. 


Wird nachgewieſen, daß während des laufenden Steuerjahres in Folge des 
Wegfalles einer Einnahmequelle oder in Folge außergewöhnlicher Unglücksfälle 
das Einkommen eines Steuerpflichtigen um mehr als den vierten Theil ver⸗ 
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mindert worden iſt oder das wegfallende Einkommen anderweit zur Einkommen⸗ 
ſteuer herangezogen wird ($. 57), fo kann vom Beginne des auf den Eintritt der 
Einkommensverminderung folgenden Monats ab eine dem verbliebenen Einkommen 
entſprechende Ermäßigung der Einkommenſteuer beanſprucht werden. 


$. 59. 


Im Uebrigen tritt innerhalb des Steuerjahres eine Veränderung in den 
Steuerrollen nur ein entweder in Folge von Zugängen, indem Perſonen durch 
Zuzug aus anderen Bundesſtaaten und aus dem Auslande, durch Austritt aus 
einer beſteuerten Haushaltung, durch Ausſcheiden aus dem Militärdienſt u. f. w. 
ſteuerpflichtig werden, oder in Folge von Abgängen, indem bei Steuerpflichtigen 
die Vorausſetzungen, an welche die Steuerpflicht geknüpft iſt, erlöfchen. 

Die Zu- und Abgangſtellung erfolgt von dem Beginne des auf den Eintritt 
beziehungsweiſe das Erloſchen der Steuerpflicht folgenden Monats ab. 


$. 60. 


Ueber die Steuerermäßigung ($. 58) hat die Regierung auf den bei dem 
Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion zu ſtellenden Antrag zu befinden. 
Gegen ihre Entſcheidung ſteht dem Steuerpflichtigen binnen einer Ausſchlußfriſt 
von vier Wochen die bei der Regierung einzulegende Beſchwerde an den Finanz⸗ 
miniſter offen. 

In den Fällen der $$. 57 und 59 trifft der Vorſitzende der Veranlagungs⸗ 
kommiſſion die vorläufige Entſcheidung über den zu entrichtenden Steuerſatz und 
den Zeitpunkt der Zu⸗ oder Abgangſtellung. 

Die Feſtſtellung der Abgangsliſten, welche in den vom Finanzminiſter zu 
beſtimmenden Friſten einzureichen ſind, ſteht der Regierung zu. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidung der Regierung iſt die Beſchwerde nach Maßgabe der Beſtimmungen im 
Abſatz 1 geſtattet. 

Die Veranlagung bei Zugangftellungen und Steuererhöhungen erfolgt 
halbjährlich. 

Die Steuerpflichtigen ſind nach Maßgabe des $. 25 zur Abgabe von Steuer— 
erklärungen berechtigt beziehungsweiſe verpflichtet. 


$. 61. 


Steuerpflichtige, welche im Laufe des Steuerjahres ihren Wohnſitz ver- 
ändern, haben ſich bei dem Gemeinde-(Guts-)vorftande des Abzugsortes ab⸗ 
und bei dem des Anzugsortes, binnen vierzehn Tagen nach erfolgtem Anzuge, an- 
zumelden und gleichzeitig über ihre erfolgte Veranlagung zur Einkommenſteuer 
auszuweiſen. 

Inſofern die polizeiliche Ab- und Anmeldung nicht bei dem Gemeinde— 
(Guts )vorſtande, ſondern bei einer anderen Behörde ſtattzufinden hat, vertritt 
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die Ab- beziehungsweiſe Anmeldung bei der letzteren die Ab- beziehungsweiſe An⸗ 
meldung bei dem Gemeinde ⸗(Guts⸗)vorſtande. 

Den Gemeinde-(Guts⸗)vorſtänden liegt nach den vom Finanzminiſter 
hierüber zu treffenden Anordnungen die Führung der Zu— und Abgangsliften ob. 


VI. Steuererhebung. 


F. 62. 

Die veranlagte Steuer ift in vierteljährlichen Beträgen in der erſten Hälfte 
des zweiten Monats eines jeden Vierteljahres an die von der Steuerbehörde zu 
bezeichnende Empfangſtelle abzuführen. 

Es ſteht dem Steuerpflichtigen frei, die ihm auferlegte Steuer auf mehrere 
Vierteljahre bis zum ganzen Jahresbetrage im Voraus zu zahlen. 


$. 63. 
Die Zahlung der veranlagten Steuer wird durch die Einlegung von Rechts— 
mitteln nicht aufgehalten, muß vielmehr, mit Vorbehalt ſpäterer Erſtattung, in 
den vorgeſchriebenen Friſten erfolgen. 


Veranlagte Einkommenſteuerbeträge können in einzelnen Fällen nieder⸗ 
geſchlagen werden, wenn deren zwangsweiſe Beitreibung die Steuerpflichtigen in 
ihrer wirthſchaftlichen Exiſtenz gefährden, oder wenn das Beitreibungsverfahren 
vorausſichtlich ohne Erfolg ſein würde. 

$. 65. 

Die veranlagte Steuer iſt nicht zu erheben: 

1) von den Unteroffizieren und Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes, 
welche mit einem Einkommen von nicht mehr als 3 000 Mark ver⸗ 
anlagt ſind, für diejenigen Monate, in denen ſie ſich im aktiven Dienſte 
befinden; 
von dem Dienſteinkommen der Reichs- und Staatsbeamten und Offiziere 
während der Zugehörigkeit derſelben zur Beſatzung eines zum aus⸗ 
wärtigen Dienſt beſtimmten Schiffes oder Fahrzeuges der Kaiſerlichen 
Marine, und zwar vom Erſten desjenigen Monats ab, welcher auf 
den Monat folgt, in welchem die heimiſchen Gewäſſer verlaſſen werden, 
af gem Ablauf des Monats, in welchem die Rückkehr in dieſelben 
erfolgt. 


2 


— 


VII. Strafbeſtimmungen. 
$. 66. 

Wer wiſſentlich in der Steuererklärung oder bei Beantwortung der von 
zuſtändiger Seite an ihn gerichteten Fragen, oder zur Begründung eines Rechts⸗ 
mittels 
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a) über ſein ſteuerpflichtiges Einkommen oder über das Einkommen der 
von ihm zu vertretenden Steuerpflichtigen unrichtige oder unvollſtändige 
Angaben macht, welche geeignet ſind, zur Verkürzung der Steuer zu 
führen, 

b) ſteuerpflichtiges Einkommen, welches er nach den Vorſchriften dieſes 

Geſetzes anzugeben verpflichtet iſt, verſchweigt, 
wird, wenn eine Verkürzung des Staates ſtattgefunden hat, mit dem vier- bis 
zehnfachen Betrage der Verkürzung, anderenfalls mit dem vier- bis zehnfachen 
Betrage der Jahresſteuer, um welche der Staat verkürzt werden ſollte, mindeſtens 
aber mit einer Geldſtrafe von einhundert Mark, beſtraft. 

An die Stelle dieſer Strafe tritt eine Geldſtrafe von zwanzig bis ein⸗ 
hundert Mark, wenn aus den Umſtänden zu entnehmen iſt, daß die unrichtige 
oder unvollſtändige Angabe oder die Verſchweigung ſteuerpflichtigen Einkommens 
zwar wiſſentlich, aber nicht in der Abſicht der Steuerhinterziehung erfolgt iſt. 

Derjenige Steuerpflichtige, welcher, bevor eine Anzeige erfolgt oder eine 
Unterſuchung eingeleitet iſt, ſeine Angabe an zuſtändiger Stelle berichtigt oder 
ergänzt, beziehungsweiſe das verſchwiegene Einkommen angiebt und die vor⸗ 
enthaltene Steuer in der ihm geſetzten Friſt entrichtet, bleibt ſtraffrei. 


§. 67. 

Die Einziehung der hinterzogenen Steuer erfolgt neben und unabhängig 
von der Strafe. 

Die Verbindlichkeit zur Nachzahlung der Steuer verjährt in zehn Jahren 
und geht auf die Erben, jedoch für dieſe mit einer Verjährungsfriſt von 
fünf Jahren und nur auf Höhe ihres Erbantheils, über. Die Verjährungsfriſt 
beginnt mit Ablauf des Steuerjahres, in welchem die Hinterziehung be⸗ 
gangen wurde. 

Die Feſtſetzung der Nachfteuer ſteht der Regierung zu, gegen deren Ent- 
ſcheidung nur Beſchwerde an den Finanzminiſter zuläſſig iſt. 


$. 68. 

Wer die in Gemäßheit des $. 22 von ihm erforderte Auskunft verweigert 
oder ohne genügenden Entſchuldigungsgrund in der geſtellten Friſt gar nicht 
oder unvollſtändig oder unrichtig ertheilt, wird mit einer Geldſtrafe bis 
dreihundert Mark beſtraft. 

Wer der im F. 61 vorgeſchriebenen Verpflichtung zur An- und Abmeldung 
nicht rechtzeitig nachkommt, wird mit Geldſtrafe bis zu zwanzig Mark beſtraft. 


$. 69. 

Die bei der Steuerveranlagung betheiligten Beamten ſowie die Mitglieder 
der Kommiſſionen werden, wenn fie die zu ihrer Kenntniß gelangten Erwerbs-, 
Vermögens- oder Einkommensverhältniſſe eines Steuerpflichtigen, insbeſondere 
auch den Inhalt einer Steuererklärung oder der darüber gepflogenen Ver— 
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handlungen unbefugt offenbaren, mit Geldſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert 
Mark oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten beſtraft. 

Die Verfolgung findet nur auf Antrag der Regierung oder des betroffenen 
Steuerpflichtigen ſtatt. 


$. 70. 


Die auf Grund der $$. 66, 68 und 69 feſtzuſetzenden, aber unbeitreib⸗ 
lichen Geldſtrafen find nach Maßgabe der für Uebertretungen geltenden Be⸗ 
ſtimmungen des Strafgeſetzbuches für das Deutſche Reich ($$. 28 und 29) in 
Haft umzuwandeln. 

Die Unterſuchung und Entſcheidung in Betreff der in den $$. 66 und 68 
bezeichneten ſtrafbaren Handlungen ſteht dem Gericht zu, wenn nicht der Be⸗ 
ſchuldigte die von der Regierung vorläufig feſtgeſetzte Geldſtrafe nebſt den durch 
das Verfahren gegen ihn entſtandenen Koſten binnen einer ihm bekannt gemachten 
Friſt freiwillig zahlt. 

Die Regierungen find ermächtigt, hierbei eine mildere als die im $. 66 
vorgeſchriebene Strafe in Anwendung zu bringen. 

Hat der Beſchuldigte in Preußen keinen Wohnſitz, fo erfolgt das Ein⸗ 
ſchreiten des Gerichts ohne vorläufige Feſtſetzung der Strafe durch die Regierung. 
Daſſelbe findet ſtatt, wenn die Regierung aus ſonſtigen Gründen von der vor⸗ 
läufigen Feſtſetzung der Strafe Abſtand zu nehmen erklärt oder der Angeſchuldigte 
hierauf verzichtet. 

Die Entſcheidung wegen der hinterzogenen Steuer verbleibt in allen Fällen 
den Verwaltungsbehörden. 

In Betreff der Zuwiderhandlungen wegen der Verpflichtung zur Geheim⸗ 
haltung ($. 69) findet nur das gerichtliche Strafverfahren ſtatt. 


VIII. Koſten. 


F. 71. 


Die Koſten der Steuerveranlagung und Erhebung fallen der Staatskaſſe 
zur Laſt. Jedoch find diejenigen Koſten, welche durch die gelegentlich der ein- 
gelegten Rechtsmittel erfolgenden Ermittelungen veranlaßt werden, von dem 
Steuerpflichtigen zu erſtatten, wenn ſich ſeine Angaben in weſentlichen Punkten 
als unrichtig erweiſen. Die Feſtſetzung der zu erſtattenden Koſten erfolgt durch 
die Regierung, gegen deren Entſcheidung nach Maßgabe des $. 60 Abſatz 1 die 
Beſchwerde an den Finanzminiſter geſtattet iſt. 


$. 72. 
Die Mitglieder der Kommiſſionen erhalten Reiſe- und Tagegelder nach 
Maßgabe der Verordnung, betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten u. ſ. w., 
vom 20. Dezember 1876 (Geſetz-Samml. 1877 S. 3). 
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Die Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige ($. 38) werden nach den 
in Civilprozeſſen zur Anwendung kommenden Vorſchriften berechnet, 


. 

Den Gemeinden (Gutsbezirken) werden als Vergütung für die bei Ver- 
anlagung der Steuer ihnen übertragenen Geſchäfte zwei Prozent der eingegangenen 
Steuer gewährt. 

Hinſichtlich der örtlichen Erhebung der Steuer verbleibt es bis auf Weiteres 
bei den beſtehenden Beſtimmungen mit der Maßgabe, daß die bisher zur ört— 
lichen Erhebung der Klaſſenſteuer verpflichteten Gemeinden (Gutsbezirke) die Steuer 
von Einkommen von nicht mehr als 3 000 Mark zu erheben haben. 

Diejenigen Gemeinden (Gutsbezirke), welchen die Steuererhebung übertragen 
it, erhalten für dieſelbe eine Vergütung von zwei Prozent der Iſteinnahme der zu 
erhebenden Steuern. 


IX. Heranziehung zu Kommunalabgaben ſowie Regelung 
des Wahlrechts. 


§. 74. 

Sind zu den Beiträgen und Laſten, welche kommunale und andere öffent⸗ 
liche (Schul-, Kirchen- u. ſ. w.) Verbände nach dem Maßſtabe der Einfommen- 
ſteuer aufzubringen beziehungsweiſe zu vertheilen haben „Perſonen mit Einkommen 
von nicht mehr als 900 Mark heranzuziehen, ſo erfolgt deren Veranlagung auf 
Grund nachſtehender fingirter Normalſteuerſätze: 


bei einem Jahreseinkommen 

von mehr als bis einſchließlich Jahresſteuer 
— Mark 420 Mark 2/, Prozent des ermittelten 
ſteuerpflichtigen Einkommens 
bis zum Höchſtbetrage von 

1,20 Mark 

420 660 » 2,10 Mark 

660 - 900 = 4 Big 


Die vorbezeichneten Perſonen können, wenn die Deckung des Bedarfs des 
betreffenden Verbandes ohne deren Heranziehung geſichert iſt, von der Beitrags⸗ 
pflicht entbunden oder mit einem geringeren Prozentſatze als das höhere Einkommen 
herangezogen werden; ihre Freilaſſung muß erfolgen, ſofern ſie im Wege der 
öffentlichen Armenpflege fortlaufende Unterſtützung erhalten. 


F. 75. 


Die Veranlagung (F. 74) geſchieht durch die Voreinſchätzungskommiſſionen 
($. 31) unter Anwendung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes. 
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Die Beſchlüſſe der Voreinſchätzungskommiſſion unterliegen der Prüfung des 
Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion; beanſtandet derſelbe einen Beſchluß, ſo 
erfolgt die Feſtſetzung des Steuerſatzes durch die Veranlagungskommiſſion. 

Die feſtgeſetzte Steuerliſte iſt vierzehn Tage lang öffentlich auszulegen und 
der Beginn der Auslegung in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 

Gegen die Veranlagung ſteht dem Steuerpflichtigen binnen einer Ausſchluß⸗ 
friſt von vier Wochen nach Ablauf der Auslegungsfriſt die Berufung zu, und zwar 

a) wenn die Veranlagung durch die Voreinſchätzungskommiſſion ohne Be⸗ 

anſtandung erfolgt iſt, an die Veranlagungskommiſſion, 

b) wenn die Feſtſetzung des Steuerſatzes durch die Veranlagungskommiſſion 

ſtattgefunden hat, an die Berufungskommiſſion. 


$. 76. 

Für die Feſtſtellung der nach dem Maßſtabe der Beſteuerung geregelten 
Wahl-, Stimm- und ſonſtigen Berechtigungen in den öffentlichen Verbänden ($. 74) 
treten an die Stelle der bisherigen Klaſſenſteuerſätze die in den $$. 17, 74 vor⸗ 
geſehenen entſprechenden Steuerſätze, falls aber die Veranlagung in Gemäßbeit 
des $. 75 nicht ſtattgefunden hat, die den betreffenden Klaſſenſteuerſtufen ent⸗ 
ſprechenden Einkommensbezüge. 

$. 77. 


Soweit nach den beſtehenden Beſtimmungen in Stadt- und Landgemeinden 
das Bürgerrecht beziehungsweiſe das Stimm⸗ und Wahlrecht in Gemeindeangelegen- 


heiten an die Bedingung eines jährlichen Klaſſenſteuerbetrages von 6 Mark ge⸗ 
knüpft iſt, tritt bis zur anderweitigen geſetzlichen Regelung des Gemeindewahlrechts 
an die Stelle des genannten Satzes der Steuerſatz von 4 Mark beziehungsweiſe 
ein Einkommen von mehr als 660 Mark bis 900 Mark. 

In denjenigen Landestheilen, in welchen für die Gemeindevertreterwahlen 
die Wähler nach Maßgabe der von ihnen zu entrichtenden direkten Steuern in 
Abtheilungen getheilt werden, tritt an Stelle eines 6 Mark Einkommenſteuer über⸗ 
ſteigenden Steuerſatzes, an welchen durch Ortsſtatut das Wahlrecht geknüpft wird, 
der Steuerſatz von 6 Mark. 5 

Wo ſolche Ortsſtatuten nach beſtehenden Kommunalordnungen zuläſſig ſind, 
kann das Wahlrecht von einem niedrigeren Steuerſatze beziehungsweiſe von einem 
Einkommen bis 900 Mark abhängig gemacht werden. Eine Erhöhung iſt nicht 


zuläſſig. 
X. Schlußbeſtimmungen. 


$. 78. 

Die in diefem Geſetze den Regierungen zugewieſenen Befugniſſe und Ob— 
liegenheiten werden für die Haupt. und Reſidenzſtadt Berlin von der Direktion 
für die Verwaltung der direkten Steuern in Berlin wahrgenommen. 
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ne 


$. 79. 

Die in dieſem Geſetze beſtimmten Ausſchlußfriſten ſowie die Friſt zur Ein⸗ 
reichung der Steuererklärungen werden für die in außereuropäiſchen Ländern und 
Gewäſſern Abweſenden auf ſechs Monate, für andere außerhalb des Deutſchen 
1 Abweſende auf ſechs Wochen, für die übrigen Abweſenden auf drei Wochen 
verlängert. 


$. 80. 

Steuerpflichtige, welche, entgegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes, bei der | 
Veranlagung übergangen, oder ſteuerfrei oder zu einer ihrem wirklichen Einkommen | 
nicht entſprechenden niedrigeren Steuerſtufe veranlagt worden find, ohne daß eine | 
ſtrafbare Hinterziehung der Steuer ſtattgefunden hätte ($$. 66, 67) ſind zur Ent⸗ 
richtung des der Staatskaſſe entzogenen Betrages verpflichtet. Die Verpflichtung f 
erſtreckt ſich auf die drei Steuerjahre zurück, welche dem Steuerjahr, in welchem 
die Verkürzung feſtgeſtellt worden, vorausgegangen ſind. | 

Die Verpflichtung zur Zahlung der Nachiteuer geht auf die Erben, jedoch 
nur bis zur Höhe ihres Erbtheils, über. 

Die Veranlagung der Nachſteuer erfolgt einheitlich für den ganzen Zeitraum, 
auf welchen ſich die Verpflichtung erſtreckt, nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


$. 81. 

Soweit das gegenwärtige Geſetz abweichende Beſtimmungen nicht enthält, 
finden die Vorſchriften des Geſetzes über die Verjährungsfriſten bei öffentlichen 
Abgaben vom 18. Juni 1840 (Geſetz-Samml. S. 140) auf die Einkommenſteuer 
Anwendung. 

$. 82. 

Ueberſteigt die Einnahme an Einkommenſteuer für das Jahr 1892/93 den 
Betrag von 80 000 000 Mark und für die folgenden Jahre einen um je 4 Prozent 
erhöhten Betrag, fo werden die Ueberſchüſſe nach Maßgabe eines zu erlaſſenden 
beſonderen Geſetzes zur Durchführung der Beſeitigung der Grund- und Gebäude- f 
fteuer als Staatsſteuer, beziehungsweiſe der Ueberweifung derſelben an kommunale 
Verbände verwandt. 


$. 83. 

Bis zum Erlaſſe des im §. 82 erwähnten Geſetzes, jedoch längſtens bis 
zum Etatsjahre 1893/94 einſchließlich, find die Ueberſchüſſe zu einem beſonderen 
von dem Finanzminiſter zu verwaltenden Fonds abzuführen, welcher einſchließlich 
feiner Zinſen nach Maßgabe des $. 82 zu verwenden iſt. 


$. 84. 
Iſt das im 8. 82 vorgeſehene Geſetz nicht bis zum 1. April 1894 er⸗ 
gangen, ſo ſind die daſelbſt bezeichneten Ueberſchüſſe einſchließlich des bis dahin 
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etwa aufgeſammelten Fonds nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen zum 
Erlaß eines entſprechenden Betrages an Einkommenſteuer zu verwenden: 


I. Der zum Erlaß zu verwendende Betrag wird durch den Staats⸗ 


II. 


haushalts⸗Etat feſtgeſtellt. 


Der Erlaß findet in gleichen Monatsraten aller Steuerſtufen ſtatt. 
Inſoweit der verfügbare Erlaßbetrag zur Deckung des Ausfalles einer 
vollen oder einer weiteren vollen Monatsrate der ſämmtlichen Steuer⸗ 


ſtufen der für das betreffende Jahr veranlagten Einkommenſteuer 


. 


nicht zureicht, iſt der etwa verbleibende Ueberſchuß des Erlaßbetrages 
zum Erlaß beziehungsweiſe zum ferneren Erlaß einer Monatsrate der- 
jenigen Steuerſtufen, von unten beginnend, zu verwenden, für welche 
derſelbe ausreicht. 

Der etwaige Reſt des Erlaßbetrages iſt demjenigen des nächſten 
Jahres zuzuſetzen. 


Die Feſtſtellung der Verwendung erfolgt durch den Finanzminiſter, 


ſobald die Veranlagung für daſſelbe Jahr vollzogen iſt. Das Ergebniß 
der Feſtſtellung iſt zu veröffentlichen. ni 


Der durch den Erlaß einer Monatsrate der Einkommenſteuer oder 


einzelner Stufen derſelben (Nr. II) entſtehende Ausfall wird auf ein 
Zwölftel des aus der jährlichen Veranlagung ſich ergebenden Jahres— 
ſteuerbetrages unter Abzug von drei Prozent für die im Laufe des 
Jahres entſtehenden Abzüge und Ausfälle beſtimmt. 


Die für die örtliche Erhebung und für die Veranlagung der Ein— 


kommenſteuer den Gemeinden bewilligten Gebühren (§. 73) ſind auch 
von den unerhoben bleibenden Monatsraten der Einkommenſteuer, und 
zwar von dem nach der Beſtimmung unter IV zu berechnenden Be- 
trage derſelben aus der Staatskaſſe zu gewähren. 


6. 85. 


Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Daſſelbe kommt zunächſt bei der Veranlagung für das Jahr 1892/93 zur 
Anwendung, jedoch nur gleichzeitig mit dem Geſetze, betreffend die Aenderung des 
Wahlverfahrens. 

Kommunalverbände, welche für das Jahr 1892/93 nach Maßgabe der 
neuen Veranlagung die beſtehenden Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer herab- 
ſetzen, bedürfen hierzu keiner Genehmigung der Aufſichtsbehörden. 

Mit dieſer Maßgabe und vorbehaltlich der Anwendung auf frühere Fälle 
treten die auf die Einrichtung und Veranlagung der Klaſſen- und klaſſifizirten 
Einkommenſteuer bezüglichen Vorſchriften, insbeſondere 


das Geſetz vom 1. Mai 1851 (Geſetz⸗Samml. S. 193), 
das Geſetz vom 25. Mai 1873 (Geſetz-Samml. S. 213), 
36 
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das Geſetz vom 2. Januar 1874 (Geſetz-Samml. S. 9), 
das Geſetz vom 16. Juni 1875 (Geſetz-Samml. S. 234), 
§. 9 Nr. 1 und $. 9 Abſatz 3 des Geſetzes vom 23. Juni 1876 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 169), 
EN und IV des Geſetzes vom 12. März 1877 (Gejeg-Samml. 
N 
am 1. April 1892 außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais zu Potsdam, den 24. Juni 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Gr. v. Zedlitz. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


